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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
(Mehrwertsteuer) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz (Mehrwertsteuer) vom 
29. Mai 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 545) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 3 wird folgender Absatz 13 angefügt: 

„(13) In einem Freihafen ausgeführte Liefe- 
rungen von Gegenständen, die sich in einem 
zollamtlich bewilligten Freihafen-Veredelungs- 
verkehr (§ 53 des Zollgesetzes) oder einer zoll- 
amtlich besonders zugelassenen Freihafenlage- 
rung (§ 61 Abs. 2 des Zollgesetzes) befinden, 
gelten als Lieferungen im Inland. Sonstige Lei- 
stungen in einem Freihafen, die im Rahmen 
eines Veredelungsverkehrs oder einer Lagerung 
im Sinne des Satzes 1 bewirkt werden, gelten als 
Leistungen im Inland. Bei der Beförderung der 
in Satz 1 bezeichneten Gegenstände in das In- 
land gilt die Beförderungsstrecke im Freihafen 
als inländische Beförderungsstrecke. § 4 Nr. 5 
und § 8 Abs. 1 Nr. 3 finden in den Fällen der 
Sätze 1 bis 3 keine Anwendung." 

2. In § 8 wird Absatz 1 um folgende Nummer 10 
ergänzt: 

„10. die Lieferung von Gegenständen der 
Schiffsausrüstung für Seeschiffe." 

3. In § 8 Abs. 3 werden hinter der Zahl „8" die 
Worte „und 10" eingefügt. 

4. In § 12 Abs. 1 wird das Wort „zehn" durch das 
Wort „elf" ersetzt. 

5. In § 12 Abs. 2 wird das Wort „fünf" durch das 
Wort „fünfundeinhalb" ersetzt. 

6. In § 21 Abs. 2 

a) erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Für die Einfuhrumsatzsteuer gelten die Vor- 
schriften für Zölle — ausgenommen § 5 
Abs. 5 Nr. 1 und §§ 24 und 25 des Zollge- 
setzes — sinngemäß.", 

b) wird Satz 3 gestrichen. 

7. In § 21 wird 

a) folgender neuer Absatz 5 eingefügt: 


„(5) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung für Gegenstände, 
die weder zum Handel noch zur gewerblichen 
Verwendung bestimmt und insgesamt nicht 
mehr als 240 Deutsche Mark wert sind, 
Steuerfreiheit oder Steuerermäßigung anord- 
nen, soweit dadurch schutzwürdige Interes- 
sen der inländischen Wirtschaft nicht ver- 
letzt werden.", 

b) der bisherige Absatz 5 Absatz 6. 

8. In § 24 Abs. 1 Satz 3 wird das Wort „fünf" durch 
das Wort „sechs" ersetzt. 

9. In § 28 erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Der Unternehmer, auf dessen Umsätze 
§ 19 oder § 24 nicht anzuwenden ist, kann für 
seine am Schluß des Jahres 1967 im Inland vor- 
handenen Gegenstände des Vorratsvermögens 
als Vorsteuer einen Betrag abziehen, der sich 
aus der Anwendung des für diese Gegenstände 
nach § 25 des Umsatzsteuergesetzes 1951 in der 
zuletzt geltenden Fassung jeweils in Betracht 
kommenden Vergütungssatzes für die Ausfuhr- 
vergütung ergibt. Dies gilt mit der Maßgabe, 
daß die Ausfuhrvergütungssätze von 0,5 v. H. 
und 5 V. H. jeweils durch 1 v. H. und 4 v. H. 
ersetzt werden und der Ausfuhrvergütungssatz 
für Steinkohle (aus Zolltarifnummer 27.01) und 
für Koks aus Steinkohle (aus Zolltarifnummer 
27.04) von 1 v. H. auf 2 v. H. erhöht wird. Für 
auftragsbezogene Vorräte, die der Unternehmer 
für die Herstellung, den Umbau und die Groß- 
reparatur eines Wasserfahrzeugs der Zolltarif- 
nummern 89.01 bis 89.03 (ausgenommen Sport- 
boote ohne eingebauten Motor und Schlauch- 
boote) verwendet und die bei ihm am Schluß 
des Jahres 1967 dem Auftrag entsprechend ver- 
bucht sind, gilt der Vergütungssatz, der für den 
Gegenstand des Auftrags anzuwenden ist. Für 
Wasserfahrzeuge der in Satz 3 bezeichneten 
Art, ihre Umbauten, für Großreparaturen an 
ihnen und für auftragsbezogene Vorräte im 
Sinne des Satzes 3 kann der Unternehmer einen 
Abzug auch dann vornehmen, wenn sie bei 
ihm als Gegenstände des Vorratsvermögens am 
Schluß des Jahres 1967 in einem Freihafen vor- 
handen sind; in diesen Fällen sind die in § 25 
Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes 1951 in der zu- 
letzt geltenden Fassung bezeichneten Vergü- 
tungssätze anzuwenden. Satz 2 gilt nicht für 
Wasserfahrzeuge der in Satz 3 bezeichneten Art, 
ihre Umbauten, Großreparaturen und für auf- 
tragsbezogene Vorräte im Sinne des Satzes 3." 
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10. In § 28 Abs. 2 wird der letzte Satz durch die 
folgenden Sätze ersetzt: 

„Der nach den Nummern 1 oder 2 maßgebliche 
Wert vermindert sich um die darin enthaltenen 
Verbrauchsteuern, soweit diese nicht mit Um- 
satzsteuer belastet sind. Er erhöht sich für die 
Gegenstände, die der Unternehmer erworben 
und nicht bearbeitet oder verarbeitet hat, um 
100 V. H. und stattdessen um 50 v. H., soweit es 
sich um die in Absatz 1 bezeichneten Wasser- 
fahrzeuge, Umbauten, Großreparaturen und auf- 
tragsbezogenen Vorräte handelt. Für die übri- 
gen Gegenstände erhöht sich der maßgebliche 
Wert um 20 v. H." 

11. In § 28 Abs. 6 Nr. 3 werden hinter dem Wort 
„um" die Worte „hundert oder " eingefügt. 

12. Dem § 28 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) Soweit der Unternehmer den Nachweis 
nach Absatz 6 Satz 2 Nr. 2 nicht führt, ist bei 
Berechnung des abziehbaren Betrages der Pau- 
schalsatz von 1 V. H. anzuwenden. Die Absätze 
2 und 3 bleiben unberührt." 

13. In der Überschrift der Anlage 1 (zu § 12 Abs. 2 
Nr. 1) wird das Wort „fünf" durch das Wort 
„fünfundeinhalb" ersetzt. 


Artikel 2 

(1) Die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 4 und 5 
sind anzuwenden 

1. auf die Lieferungen, die sonstigen Lei- 
stungen und den Eigenverbrauch, die nach 
dem 30. Juni 1968 bewirkt werden, 

2. auf Einfuhren, soweit der für die Ent- 
stehung der Einfuhrumsatzsteuer maß- 
gebende Zeitpunkt nach dem 30. Juni 1968 
liegt. 

(2) Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 8 ist anzu- 
wenden auf die Lieferungen und den Eigenver- 
brauch, die nach dem 30. Juni 1968 bewirkt werden. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 7 tritt am Tage 
nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft; die 
Vorschriften des Artikels 1 Nr. 1, 2, 3, 6, 9, 10, 11 
und 12 treten am 1. Januar 1968 in Kraft; im übrigen 
tritt dieses Gesetz am 1. Juli 1968 in Kraft. 
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